
Steuerpflicht von Corona-Überbrückungshilfen für 
Selbstständige  

Die Zahlungen der NRW Überbrückungshilfe Plus für Selbstständige i. H. v. 1.000 EUR pro Monat 

im Zeitraum Juni bis August 2020 sind ungeachtet ihrer Funktion der Abdeckung der Kosten des 

privaten Lebensunterhalts aufgrund des wirtschaftlichen Zusammenhangs zwischen den 

Leistungen und der betrieblichen Tätigkeit als Betriebseinnahmen steuerpflichtig.  

 

Sachverhalt 

Streitig war, ob eine Billigkeitsleistung des Landes Nordrhein-Westfalen (NRW) in Form einer Corona-

Überbrückungshilfe u. a. für Angehörige der Freien Berufe, die infolge der Coronakrise erhebliche 

Umsatzausfälle erlitten haben, i. H. v. 3.000 EUR als steuerpflichtige Betriebseinnahme zu erfassen ist.  

 

Entscheidung 

Das FG hat dies bejaht und die Klage abgewiesen. Es entschied, dass es sich bei der in Rede stehenden 

Corona-Überbrückungshilfe auch insoweit um Betriebseinnahmen handelt, als das Land NRW damit pauschal 

1.000 EUR monatlich für Lebenshaltungskosten an den Steuerpflichtigen gezahlt hat. 

 

Das Land NRW hatte im Rahmen der für den Zeitraum Juni bis August 2020 bewilligten Überbrückungshilfe 

(Überbrückungshilfe I) den aus Bundesmitteln finanzierten Teil durch eine aus Landesmitteln gespeiste 

sogenannte NRW Überbrückungshilfe Plus ergänzt. Diese sah für Solo-Selbstständige, Freiberufler und im 

Unternehmen tätige Inhaber von Einzelunternehmen sowie Personengesellschaften eine Zahlung i. H. v. 

1.000 EUR pro Monat für maximal drei Monate (Juni, Juli und/oder August 2020) als 

Wirtschaftsförderungsleistung (fiktiver Unternehmerlohn) vor, sofern für diese Zeit keine Grundsicherung 

nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) gezahlt wurde.  

 

Dies erfolgte vor dem Hintergrund, dass das Bundesprogramm der Überbrückungshilfe I bestimmte, dass 

Kosten des privaten Lebensunterhalts nicht abgedeckt waren. Da viele Unternehmensinhaber, Freiberufler 

und Solo-Selbstständige die Voraussetzungen für den Bezug von Arbeitslosengeld II nicht erfüllten, sollte 

ihnen durch die NRW Überbrückungshilfe Plus geholfen werden, sofern sie die Antragsvoraussetzungen für 

die Überbrückungshilfe des Bundes erfüllten.  

 

Mit der Zahlung der NRW Überbrückungshilfe Plus konnten Ausgaben für die private Lebensführung 

beglichen werden. Voraussetzung für die Bewilligung dieser Überbrückungshilfe war, dass der 

Umsatzrückgang im Fördermonat mindestens 40 % im Vergleich zum Umsatz des Vergleichsmonats betrug. 

Andernfalls entfiel die Wirtschaftsförderung von pauschal 1.000 EUR anteilig für den jeweiligen Fördermonat. 

 

Vor diesem Hintergrund beurteilte das FG die Zahlungen der NRW Überbrückungshilfe Plus für die Monate 

Juni bis August 2020 als Betriebseinnahmen des Steuerpflichtigen, da zwischen den Leistungen und dem 

Betrieb des Steuerpflichtigen ein wirtschaftlicher Zusammenhang bestand.  



 

Die Unterstützung gemäß Nr. 5 Abs. 8 der Überbrückungshilfe NRW wurde nur an Freiberufler und 

Unternehmer gezahlt, die ihre Tätigkeit während des Förderzeitraums im Haupterwerb von einer in NRW 

befindlichen Betriebsstätte oder einem in NRW befindlichen Sitz der Geschäftsführung aus ausführten. Die 

Zahlung der NRW Überbrückungshilfe Plus hing zudem von der Höhe des Umsatzes im Förderzeitraum im 

Vergleich zum Umsatz des Vergleichsmonats ab. Die Zuwendungen wurden vom Land NRW geleistet, um 

dem Empfänger die Möglichkeit zu geben, sich weiter der betrieblichen oder freiberuflichen Tätigkeit zu 

widmen.  

 

Diese betriebliche Veranlassung der Zahlungen der NRW Überbrückungshilfe Plus wird nicht dadurch 

aufgehoben, dass die gewährten Mittel zur Deckung von Privataufwendungen verwendet werden durften, 

denn die spätere Verwendung von zugeflossenem Geld hat keinen (rückwirkenden) Einfluss auf den 

wirtschaftlichen Zusammenhang zwischen Geldzahlung und Betrieb. 

 

Die Zahlungen waren auch nicht nach § 3 Nr. 2 Buchst. d oder nach § 3 Nr. 11 EStG steuerfrei. 

 

Nach § 3 Nr. 2 Buchst. d EStG sind Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts und zur Eingliederung 

in Arbeit nach dem SGB II steuerfrei. Damit war im Streitjahr das sogenannte Arbeitslosengeld II (§§ 19 ff. 

SGB II) gemeint, das als „Grundsicherung für Arbeitssuchende“ eingeführt worden war. Eine entsprechende 

Anwendung der Steuerbefreiung von Leistungen des Arbeitslosengelds II auf Bezüge aus öffentlichen Mitteln 

für Personen, die – wie der Steuerpflichtige – nicht arbeitsuchend sind, sondern Einkünfte aus selbstständiger 

Arbeit erzielen, kommt nach Auffassung des FG nicht in Betracht.  

 

Die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 11 EStG greift nicht, weil die Mittel nicht wegen einer Hilfsbedürftigkeit des 

Steuerpflichtigen bewilligt wurden. 

 

FUNDSTELLE 
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